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Zum Waſſerrechtsgeſetze. Von Dr. A. Nagl. 
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können im gleichen Ausmaße für eine und dieſelbe Amtshandlung (als gleich⸗ 
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Zum Waſſerrechtsgeſetze. 
Von Dr. A. Nagl, Hof- und Gerichtsadvocaten 


Eine Partie des Waſſerrechtes hat in letzterer Zeit lebhafte 
Controverſen hervorgerufen, ohne daß gerade in dem Inhalte des 
Geſetzes hiezu eine gegründete Veranlaſſung zu finden wäre. Wir 
leſen in dem niederöſterr. Lan desgeſetze vom 28. Auguſt 1870 und 
ähnlich in allen übrigen Landes geſetzen, daß die Waſſerrechtsangele⸗ 
genheiten in der einen Beziehung zur Competenz der politiſchen 
Behörden und in der an deren zu der der Gerichte gehören. 

Die politiſche Behörde hat nun jelbftwerftändlic bei 
jeder Waſſerbenützung durch Privatperſonen vor allem das öffent⸗ 
liche Intereſſe im Auge zu behalten und Geſuche um diesfällige 


Conceſſtonen, welchen ſchon von vorneherein erwieſenermaßen öffent⸗ 


liche Rückſichten entgegenſtehen, ſofort zurückzuweiſen, ſonſt aber die 
allenfalls nöthigen Aufklärungen zu begehren (§ 75 des cit. Waſſer⸗ 
rechtsgeſetzes). Was nun das private Intereſſe anbelangt, d. h. 
die privatrechtlichen Gegenſätze der Intereſſen, welche 
ſich aus der beabſichtigen Ausübung einer privatlichen Waſſerbenü⸗ 
gung ergeben können, jo ſteht das Geſetz auf demſelben natürlichen 
Standpunkte wie in allen ähnlichen Fallen, wo, wie z. B. bei der 
Bauführung, die Ausübung von Privatrechten aus Rückſichten für 
das Gemeinwohl unter die Aufficht der Adminiſtrativbehörden geſtellt 
und von einer vorgänzigen Conceſſton derſelben abhängig gemacht if. 

Die politiſche Behörde hat die Competenz, die 
privatrechtlichen Fragen in ſolchen Fällen, ſoweit es 
der Natur der Sache nach ohne meritoriſche Entſchei— 
dung über eivilrechtliche Streitigkeiten geſchehen 
kann, rechtswirkſam zu ordnen. 

Die Competenz der politiſchen Behörde in Bezug auf die Ge— 
genſätze civilrechtlicher Intereſſen iſt alſo nothwendig und lediglich 
1. eine provocatoriſche, 2. eine ausgleichende. Unverein⸗ 
bar gebliebene civilrechtliche Streitigkeiten find der Competenz der 
politiſchen Behörde entzogen, ſie unterliegen nach dem Staatsgrund⸗ 


Ar auschließlich der Entſcheidung durch die ordentlichen Ge— 


Fichte 
| Demnach haben Privatperſonen, welche eine Waſſerbenützung 
ausüben wollen, bei der politiſchen Behörde nach dem Ausdrucke des 
Geſetzes ($ 74) wohl um die „Verleihung des Rechtes“ 
und um die „Bewilligung der Anlagen“ anzuſuchen. Die Competenz 
der politiſchen Behörde erſtreckt ſich jedoch über ein ſolches Geſuch 
lediglich auf folgende Punkte: 
| 1. Auf die Einleitung des ordentlichen oder abgekürzten Au f- 
forderungs⸗ Verfahrens, mit der Rechtswirkung der civil⸗ 
rechtlichen Präcluſion aller hiebei nicht geſetznäßig angemeldeten pri- 
vaten Gegenanſprüche (§ 78). 

2. Auf die Abſchließung civilrechtlich bindender Vergleiche, 
($$ 80, 84) ſowie auf die nach dem Waſſerrechtsgeſetze ſpeciell 
zuläſſigen Enteignungen ($ 83, 27 — 30, 35). 

Wurde im Uebrigen über die privatrechtlichen Gegenſätze eine 
Verſtändigung nicht erzielt, ſo hat 

3. die politiſche Behörde lediglich über das Verhält⸗ 
niß des von dem Geſuchſteller beanſpruchten privat⸗ 
lichen Waſſerrechtes zum öffentlichen Intereſſe zu 
entſcheiden. 
| § 84: „Wurde gegen ein Unternehmen, gegen welches in 
öffentlicher Beziehung kein Anſtand obwaltet, ein auf einen Privat⸗ 
rechtstitel gegründeter Einſpruch erhoben, über welchen die poli— 
tiſche Behörde auf Grund dieſes Geſetzes zu entſcheiden nicht bern 
fen iſt, jo hat die politiſche Behörde .. lediglich die Entſcheidunz 
zu fällen, daß das Unternehmen in öffentlicher Bezie— 
hung zuläſſig ſei“ 

„Zur Austragung der privatrechtlichen Einwendungen bleibt 
der Rechtsweg vorbehalten“. 
| Es bedarf nun keines langen Commentares, daß hier die Aus⸗ 
| drücke „Einſpruch“ und „Einwendungen“ im weiteren civilrechtlichen 
| Sinne zu nehmen ſeien, d. h. eben fo gut die bloßen Negationen 
der Thatſachen, auf welche der Anſprecher ſein Waſſerrecht gründet, 
als die Berufung auf Exceptiones im ſtrengen Sinne umfaſſen. 
(88 5, 6, 7 und 11 der allg. Gerichtsordnung). Auch iſt wohl zu 
beachten, daß, wenn der Anſprecher des Waſſerrechtes ſich im Uſu⸗ 
capionsbeſitze befindet, auf feine Gegner die Nothwendigkeit 
fallen kann, vor Gericht als Kläger aufzutreten. 
Obwohl hier das Geſetz in der klarſten Weiſe der politiſchen 
Behörde eine vollſtändige Indifferenz gegen alle ſtreitig gebliebenen 
Civilrechtsfragen auferlegt, jo hat doch die Stellung der politiſchen 
Behörden zu dieſen Fragen die ſonderbarſten Auffaſſungen hervorgerufen. 
| Man hat z. B. in einem Falle. wo die Nachbarn des Geſuch— 
ſtellers läug neten, demſelben eine Waſſerleitungsſervitut eingeräumt 
zu haben, die begehrte Goneeffion reſp. den Ausſpruch nach § 84 
des W. R. G. einfach unter Hinweis auf den Widerſpruch der Au⸗ 
rainer verweigert. Es wurde hiefür angeführt, daß die politiſche 


Behörde nicht bemüffigt werden könne, auf alle Conceſſionswerbungen 
unbedingt einzugehen, ſebſt wenn ihnen ſchon von vorneherein der 
Mangel der privatlichen Berechtigung offenbar anhafte, z. B. wenn 
jemand eine Conceſſionswerbung auf das behauptete Privateigenthum 
an einem öffentlichen Strome gründen würde. Es müſſe daher ver- 
langt werden können, daß der Anſprecher vor der Conceſſionswerbung 
ſich einen Beweis ſeines Rechtes verſchaffe und wenn er eine Beſchei⸗ 
nigung nicht beſißt, früher vor dem Givilgerichte gegen die oppo⸗ 
nirenden Gegner im Klagewege auftrete; und erſt wenn er ein günſtiges 
Urtheil für ſeinen Anſpruch erlangt hat, könne er bei der politiſchen 
Behörde um die Conceſſton einſchreiten. 

Wir wollen es unterlaſſen die vollſtändige Verwirrung, welche 
durch eine ſolche Anſchauung in unſere Frage gebracht würde, nach 
allen Richtungen darzulegen; es ſei uns dem gegenüber nur geftattet, 
auf die leitenden Grundſaͤtze des Gegenſtandes hinzuweiſen. Vorerſt 
iſt wohl zu beachten, daß Extreme ſelten geeignet find, den Sinn eines 
Geſetzes richtig zu erfaſſen, daß ſie vielmehr, wie es in dem obigen 
Falle eben geſchehen iſt, häufig nur dazu führen, den klaren Ausdruck 
und Sinn des Geſetzes auch für andere Fälle in fein gerades Gegen- 
theil zu verkehren. 

Das Verlangen, daß der Waſſerrechts-Anſprecher, wenn ſich 
Widerſprüche gegen ſeine Rechtsbehauptung ergeben, zuvor dieſe im 
Civilrechtswege austrage und ſodann erſt um die politiſche Con⸗ 
ceſſion einſchreite, berührt gerade jenen Punkt aus deſſen Urſache das 
Gefetz ausdrücklich die umgekehrte Reihenfolge des Verfahrens ange⸗ 
ordnet hat. 

Bevor der Ausſpruch nach § 84 W. R. Güergangen 
iſt, würde nämlich der Civilrechtsklage wegen des 
Mangels der geſetzlich vorgeſchriebenen Conceſſion 
die Einwendung der Unerlaubtheit der Rechtsaus⸗ 
übung entgegen ſteh en (§§ 311, 356, 878 a. b. G. B.) und 
es würde deßhalb jede Klage ſchon aus dieſem Grunde und ohne alle 
Rückſicht auf den Beſtand eines Civilrechtstitels abgewieſen werden 
müſſen, und auf die beabſichtigte Entſcheidung über die ſtreitigen Privat⸗ 
rechte gar nicht eingegangen werden können. 

Die berührte Anſchauung hätte alſo in der Praxis das Reſultat, 
daß jedes Waſſerrecht, für welches keine ſchriftliche Beſcheinigung bei⸗ 
gebracht werden kann, gegen einen einfachen Widerſpruch dritter Per⸗ 
ſonen einfach un durchführbar wäre. Dieſe Anſchauung beruht 
alſo erſichtlicher Weiſe auf einer gänzlichen Verkehrung des geſetzlichen 
Grundgedankens der ganzen Procedur. Wir wollen hierüber nur 
noch Folgendes bemerken. 

Die Benützung des Waſſers zu gewiſſen privatlichen Zwecken 
iſt wegen ihres wichtigen Einfluſſes auf das gemeine Wohl und auf 
die öffentliche Sicherheit geſetzlich an die vorgängige Coneeſſion der 
politiſchen Behörde und an deren Oberaufſicht gebunden. Die Be⸗ 
nützung des Waſſers in den fraglichen Richtungen ſtellt ſich daher 
ſolange als ein dem bürgerlichen Verkehre entzogener 
Gegenſtand dar, als nicht der Ausſpruch der Behörde vorliegt, 
daß einer beabſichtigten Waſſerbenützung vom öffentlichen Intereſſe 
aus kein Anſtand entgegenſtehe. Erſt wenn dieſer Ausſpruch 
vorliegt, wird nach dem Geſetze die Verfolgung civilrechtlicher 
Anſprüche hierauf vor Gericht möglich (vgl. die oben eitirten SS 311, 
356, 878 a. b. G. B.). Aus dieſem Grunde muß das Geſetz ein 
Mittel geben, dieſen Ausſpruch zu erlangen, bevor der Civilrechts⸗ 
weg betreten wird, alſo bevor und unabhängig davon, daß das be⸗ 
hauptete Civilrecht nachgewieſen iſt. Dieſem Standpunkte entſpricht 
vollſtändig und in klarer Weiſe der Wortlaut des oben angeführten 
§ 84 des W. R. G. Wenn alſo die politiſche Behörde die Aufgabe 
hätte, einen Rechtsnachweis irgend welcher Art als Bedingung 
der Conceſſion zu begehren, fo wäre hiemit der Zweck des 
Geſetzes einfach als unerreichbar beſeitiget. 

Die Löſung von extremen Fällen, wie deren einer oben in's 
Treffen geführt worden, iſt auf dieſer klaren Baſis nichts deſtoweniger 
eine ſehr einfache; es handelt ſich nur darum, daß an die Stelle 
rechtlicher und conſequenter Ergänzungen nicht hier ganz unzuläſſige 
adminiſtrative Geſichtspunkte treten. 

Wenn Jemand eine Conceſſion für eine mehr oder weniger 
augenſcheinlich unberechtigte Waſſerbenützung begehrt, ſo tritt ohnehin 
ſofort die Erwägung in den Vordergrund, ob dieſe Benützung nicht 
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auch mit dem öffentlichen Intereſſe augenſcheinlich unvereinbar ſei. Iſt 
dieſe Frage zu bejahen, jo erfolgt nach dem Gefetze die ſofortige Ab⸗ 
weiſung des Geſuches. Stellt ſich aber das öffentliche Intereſſe nicht in 
den Weg, fo hat die größere oder geringere Wahrſcheinlichkeit der civil— 
rechtlichen Behauptungen auf die competente Verfügung der politiſchen 
Behörde nicht den geringſten Einfluß zu üben. 

Die Wahrſcheinlichkeit oder Augenſcheinlichkeit civilrechtlicher 
Anſprüche von vorneherein zur Baſis ihrer Entſcheidung zu 
machen, iſt überhaupt dem innerſten Weſen der Behandlung von 
Civilrechten zuwider, deren Entſcheidung principiell nur auf 
Grundlage eines contradictoriſchen Verfahrens erfolgen fol. Abgeſeben 
davon, daß die politiſche Behörde durch das Herbeiziehen der Wahr— 
ſcheinlichkeit oder Unwahrſcheinlichkeit von Civilrechten dem Wirkungs⸗ 
kreiſe des Gerichtes in offenbar ungeſetzlicher Weiſe vorgreift, fo 
ginge fie in ſolchen Fällen überdies noch über jene Befugniß hinaus, 
welche ſelbſt den Gerichten über Civilrechts⸗Anſprüche eingeräumt iſt. 
Kein Gericht darf eine Klage aus dem Grunde von 
ſeiner Schwelle zurückweiſen, weil dem Funda⸗ 
mente der Klage die Wahrſcheinlichkeit, wenn 
auch in noch ſo hohem Grade mangelt. Ein ſolches 
Vorgehen würde z. B. den aus dem Proeeßrechte, namentlich 
aus den Contumacialfragen ſich ergebenden materiellen Anſprüchen 
in einer mit dem Civilrechte ganz unvereinbaren Weiſe im Wege 
ſtehen. Wenn aber gar die politiſche Behörde, welcher gar kein con— 
tradictoriſches Materiale zur Beurtheilung vorliegt, ſich auf die 
Wahrſcheinlichkeit behaupteter Civilrechte einlaſſen könnte und dürfte, 
dann wäre die Anarchie in dieſem Rechtsgebiete unvermeidlich. 

Nehmen wir den oben angeführten Fall, daß vor der 
politiſchen Behörde die Behauptung des Geſuchſtellers rückfichtlich 
der geſchehenen Einräumung einer Servitut von den Intereſſenten wider⸗ 
ſprochen würde, und daß der Geſuchſteller keine Beſcheinigung vor— 
bringen könne. Die gänzliche Abweiſung des Geſuchſtellers hat hier 
die Folge, daß ſein Aaſpruch im Civilrechtswege gegenüber der Ein⸗ 
wendung der unerlaubten Rechtsausübung undurchführbar wird. Was 
veranlaßt aber die politiſche Behörde objectiv der Behauptung des 
Geſuchſtellers weniger Glauben zu ſchenken als der Negation ſeiner 
Opponenten? Wie, wenn ſeine eventuelle Klagebehauptung thatſächlich 
zwar unrichtig wäre, die Geklagten ſich aber vor Gericht contuma- 
ciren ließen oder mit der Durchführung des Beweiſes einer ex- 
ceptio unverdientes Malheur hätten? 

Wir wollen gerne glauben, daß dieſe ſcharfen und unerbittlichen 
Conſequenzen des Civilrechtes mit dem auf dem Autoritätsprincipe 
ruhenden Verfahren der politiſchen Behörden einen gewiſſen ſchnei⸗ 
denden Gegenſatz darbieten. Das iſt aber eben der Grund, warum die 
Civilrechte der Entſcheidung der politiſchen Behörde entzogen ſind. 
In Dingen welche die öffentliche Sicherheit berühren, wie die Waſſer⸗ 
rechte, iſt es aber nun einmal geboten, die Civilrechte zu einem 
politiſchen Vorverfahren in die Hand der Adminiſtrativbehörde zu 
legen. Es verſteht ſich alſo von ſelbſt, daß das Geſetz, welches die 
definitive Entſcheidung ſtreitiger Civilrechte nur den Gerichten 
vorbehält, die Civilrechte nicht ſchon in dem politiſchen Vorverfahren, 
ſozuſagen unter dem Autoritätsprincipe der Verwaltung erdrückt 
wiſſen will. 

Wenn alſo die politiſchen Behörden die zeitweilig und in 
gewiſſen Stadien der Rechtsdurchführung in ihre Hand gelegten 
Civilrechte dem Sinne des Geſetzes gemäß behandeln ſollen, ſo iſt es 
durchaus nöthig, daß fie ſich die oft nicht einfachen ceivilrechtlichen 
Conſequenzen, welche ſich aus dieſem Zuſammenhange ergeben, auch 
ſtrenge im Sinne des Civilrechtes und ohne alle Ein⸗ 
miſchung adminiſtrativer Geſichtspunkte vor Augen halten. Es begreift 
ſich allerdings leicht, daß die Civilrechte in dem großen Wirkungs⸗ 
kreiſe der politiſchen Behörden, wo ſie doch nur eine verſchwindend 
kleine Rolle ſpielen, gegenüber der Schwierigkeit ihrer Behandlung oft 
minder conſequent wegkommen. Darum mag es nicht ohne Werth 
ſein, daß in dieſen Zeilen einmal wieder die Standpunkte des Civi⸗ 
liſten geltend gemacht und in den Vordergrund geſtellt worden find. 


Mittheilungen aus der Praris. 


Gebühren für beftimmte Amtshandlungen der Gemeinde (Todten⸗ 

beſchreibgebühren) können nur im gleichen Ausmaße für eine und 

dieſelbe Amtshandlung (als gleichmäßige allgemeine Taxe) ein⸗ 
gehoben werden. 


Der Gemeinderath in G. hat unterm 25. September 1874 
den Beſchluß gefaßt, ein Todtenbeſchauamt zu errichten und zur 
Deckung der damit verbundenen Unkoſten eine fixe Gebühr per 50 kr., 
ſowie Kanzleigebühren in der Abſtufung von 50 kr. bis 3 fl. 50 kr. 
b. W. einzuheben. Die vom Gemeinderathe beſchloſſene Beſchreib⸗ 
oder Kanzleigebühr ſoll nämlich betragen: bei Conducten I. Claſſe 
3 fl. 50 kr., II. Claſſe 2 fl. 50 kr., III. Claſſe 1 fl. 50 kr. und 
IV. Claſſe 50 kr. Dieſer Beſchluß wurde vom Stadtrathe in G. 
der Statthalterei zur Kenntnißnahme angezeigt, welche aber mit dem 
Erkenntniſſe vom 10. März 1875 die Vollziehung des beſagten 
Beſchluſſes in Bezug auf das Gebührenausmaß nach § 70 des Ge⸗ 
meindeſtatutes als eine Ueberſchreitung des Wirkungskreiſes der 
Stadtgemeinde unter Offenlaſſung des Miniſterialrecurſes unterſagte. 
Das Siſtirungs⸗Erkenntniß wurde folgender Weiſe motivirt: „Zwiſchen 
Gebühren und Abgaben beſteht ein principieller Unterſchied, 
indem die erſteren zur Beſtreitung beſtimmter Ausgaben, letztere 
aber zur Deckung der Gemeindebedürfniſſe überhaupt zu dienen 
haben. Es darf daher das Ausmaß der Gebühren kein ſolches ſein, 
daß es auch einen Ertrag für die Beſtreitung allgemeiner Gemeinde 
bedürfniſſe abwirft. Da die beſchloſſenen Gebühren ſelbſt nach der von 
der Gemeinde angeſtellten Berechnung einen Ueberſchuß von 252 fl. 
50 kr. herausſtellen, verlieren ſie den Eharakter einer Kanzleitaxe 
und nehmen jenen einer Abgabe an, zu deren Einführung der 
Gemeinderath ſelbſtſtändig nicht ermächtigt iſt. Die vom Gemeinde— 
rathe beliebte Hinweiſung auf die Stol-, Notariats⸗ und dgl. Taxen iſt 
ganz unſtichhältig, weil dieſe Gebühren im Wege des Geſetzes ein 
geführt wurden, während es ſich hier um einen einfachen Gemeinde⸗ 
rathsbeſchluß handelt. Das dem Gemeinderathsbeſchluſſe zu Grunde 
liegende Beſtreben, durch höhere Taxirung der zahlungsfähigen Par⸗ 
teien den durch die Leichen der zahlungsunfähigen entſtehenden Aus⸗ 
fall zu decken, iſt grundſätzlich unzuläſſig, weil dadurch das Concretum 
der Gemeinde auf Koſten einzelner Parteien entlaſtet werden ſoll. 
Die Leichenbeſchau und die Mortalitätsſtatiſtik iſt eine öffentliche 
Sanitätsangelegenheit der ganzen Gemeinde und es kann nicht 
angehen, die damit verbundenen Koſten aus Rückſicht auf die Zahlungs⸗ 
unfähigkeit der Armen nur einem Theile der Bevölkerung aufzubürden“. 

Der Gemeinderath von G. hat dawider in feinem Miniſterial⸗ 
recurſe Folgendes angefuͤhrt: Aus dem Wortlaute des § 47 Gemeinde⸗ 
ordnung ergibt ſich, daß die auf Amtshandlungen des Stadtrathes 
bezüglichen Gebühren keiner behördlichen Genehmigung unterliegen “). 
Deſſenungeachtet hat die Statthalterei den fraglichen Gemeinderaths⸗ 
beſchluß wegen des den Bedarf überſteigenden Ausmaßes der Gebühr 
fiftirt. Wäre dieſer Grundſatz richtig, fo ließe ſich nie beſtimmen, ob 
der Landtag oder der Gemeinderath competent ſei, denn ſchon eine 
Ueberſchreitung des Bedarfes um 5 fl. würde principiell ebenſo wie 
eine ſolche um 252 fl. 50 kr. ein Landesgeſetz rechtfertigen. Bei der 
Variabilität des Ertrages müßte daher das Ausmaß der Gebühren 
ſtets unter dem Erforderniſſe fixirt, ja es müßten ſchließlich alle 
Kanzleigebühren flüher zur Kenntniß der Statthalterei gebracht 
werden, damit dieſe ihre Bewilligung zu ertheilen oder die Unter⸗ 
ſagung der Einhebung der Abgabe auszusprechen in der Lage wäre. 
Ein ſolcher Vorgang würde aber dem Geiſte und dem Wortlaute der 
Gemeindeordnung völlig widerſtreiten. Die von der Statthalterei 
beanſtändete Abſtufung der Gebühren nach der Conductclaſſe ſei 
aus dem von dieſer Behörde angegebenen Geſichtspunkte nicht um- 
zuläffig, weil ja nicht die Wohlhabenheit oder Armuth, ſondern die 
Conductclaſſe über das Gebührenausmaß entſcheidet, die Parteien 
aber die Claſſe nach Belteben wählen können. 

u. 1 

) Die betreffende Beſtimmung der Gemeindeordnung lautet: 

„Für die durch den Stadtrath und deſſen Hilfsämter vorzunehmenden Amts⸗ 
handlungen hat die Gemeinde die jeweilig vom Gemeinderathe zu beſtimmenden Ge⸗ 
bühren zu beziehen“. 
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Das Miniſterium des Innern aber hat unterm 27. Juni 1875, 
3. 6494 dem Recurſe des Gemeinderathes von G. keine Folge 
gegeben. „Denn die Amtshandlung, zu deren Koſtenbedeckung die 
Din ©, a0 oc 'er Gemeinderathe beſchloſſene Kanzleigebühr dienen 
ſoll, iſt bei allen Todesfällen ohne Unterſchied eine und dieſelbe. 
Deſſenungeachtet hat der Gemeinderath nicht eine und dieſel be 
Gebühr für alle ſolchen Amtshandlungen, ſondern die Abſtufung 
der Gebühr nach Maßgabe der in Anwendung kommenden Leichen⸗ 
eonductelaffe, mithin nach den Bermöͤgensverhältniſſen und der 
ſocialen Stellung der betreffenden Parteien beſchloſſen. Hiedurch 
verliert aber dieſe Gebühr die Eigenſchaft einer einfachen Taxe für 
beſtimmte Amtshandlungen und nimmt vielmehr den Charakter 
einer nach dem Vermögen oder Einkommen des Verpflichteten zu 
bemeſſenden Abgabe an. Zur ſelbſtſtändigen Einführung einer ſolchen 
Abgabe iſt aber der Gemeinderath nach § 47, lit. i der Gemeinde⸗ 
ordnung für G. vom 8. December 1869, L. G. Bl. Nr. 47 nicht 
berechtigt; derſelbe hat durch dieſe Einführung ſeinen Wirkungskreis 
überſchritten und es erſcheint mithin die Siſtirung des erwähnten 
Gemeinderathsbeſchluſſes im Grunde des § 70 Gemeindeordnung 
gerechtfertigt“. F. 


Befugniß der Localpolizei zur Decretirung der Offenhaltung der 
Paſſage durch ein notoriſches Durchhaus. 


Die Actiengeſellſchaft für Papier und Druckinduſtrie „Bohemia“ 
hat im Auguſt 1874 das gegen den A. . platz gerichtete Ein⸗ 
gangsthor des ihr gehörigen Hauſes Nr. 211 in P. geſperrt und ſo 
die Paſſage durch dieſes Durchhaus verhindert. 

In Folge deſſen hat der Magiſtrat ddo. 31. Auguſt 1874 
die Geſellſchaft angewieſen, die ſofortige Eröffnung des Hausthores 
am A. . platze für die öffentliche Paſſage zu veranlaſſen, indem 
er ſich auf die Gubern. Verord. v. 17. October 1839, 3. 56.049, 
wonach auf die Offenhaltung der beſtehenden Durchhäuſer zu dringen 
und, im Falle eines derſelben vom Hausbeſitzer ganz oder zu willfür- 
lichen Tagesſtunden geſperrt werden ſollte, gegen denſelben ſofort das 
weitere Amt zu handeln iſt, dann auch die Landesordnung vom 
Jahre 1627, lit F., wonach die Durchhäuſer den öffentlichen 
Gaſſen und Plätzen gleichgeſtellt find, endlich auf den Umſtand berief, 
daß das Haus Nr. 211 in dem Verzeichniſſe über die Durchhäuſer 
von P. vom Jahre 1839 als ein bereits beſtehendes Durchhaus vor- 
gemerkt und ſeit dieſer Zeit von der Bevölkerung ſtets als Durchhaus 
benützt worden iſt. 

Gegen dieſe Entſcheidung recurrirte die „Bohemia“ an die 
Statthalterei, indem ſie negirte, daß das Haus Nr. 211 ein Durch— 
haus ſei und behauptete, daß die in Rede ſtehende Angelegenheit auf 
den Rechtsweg gehöre; übrigens ſei die Offenhaltung dieſes Durch— 
hauſes gar nicht im öffentlichen Intereſſe, dagegen aber der Geſell— 
ſchaft ſelbſt ſehr ſchädlich. 

Die Statthalterei hat dieſe Berufung mit Erlaß vom 3. Jänner 
1875 dem Stadtverordneten⸗Collegium zur competenten Amtshandlung 
abgetreten, weil es fich im vorliegenden Falle um einen Gegenſtand 
der Localpolizei, ſonach um eine Angelegenheit des natürlichen 
Wirkungskreiſes handle (§§ 78 u. 81 Gem.⸗Ord. für P.), in Ans 
ſehung deſſen das Stadtverordneten-Collegium zu entſcheiden habe. 

Das Stadtverordneten⸗Collegium fand mit Beſchluß vom 17. 
Februar 1874 dem Recurſe der „Bohemia“ keine Folge zu geben. „Daß 
es ſich hier nicht um eine Servitut nach dem Civilrechte handelt, ſei außer 
Zweifel, indem dieſe Angelegenheit von der Statthalterei ſelbſt für 
einen Gegenſtand der Localpolizei erklärt wird, daher habe auch der 
Magiſtrat die eigenmächtige Abſperrung des fraglichen Durchhauſes 
als eine Uebertretung der Polizeiordnung angeſehen. Ueberdies ſei 
die Gemeinde ſchon ſeit dem Jahre 1839 im Beſitze dieſes Servi⸗ 
tutsrechtes, welches fie bisher ununterbrochen und unangefochten ausübte”. 
Bei Intimation dieſer Entſcheidung wurde die Geſellſchaft „Bohemia“ 
aufgefordert, dem erhaltenen Auftrage ſofort nachzukommen. Da dieſelbe 
aber die Eröffnung des Hausthores verweigerte, erfolgte ein neuers 
licher Auftrag unter Androhung einer Geldſtrafe von 20 fl. 

Die Geſellſchaft hat dagegen die Intervention der Statthalterei 
in Anſpruch genommen, indem ſie der Anſicht ſei, daß das Verord⸗ 
neten⸗Collegium im vorliegenden Falle ſeinen Wirkungskreis überſchritten 


und das Geſetz verlegt habe; fie ſtellte das Begehren, die Statthalterei 
möge die Entſcheidung als geſetzwidrig vernichten und die P. .. er 
Stadtgemeinde mit ihren Anſpruchen auf den Rechtsweg verweiſen. 

Die Statthalterei entſchied jedoch mit Erlaß vom 22. Mai 
1875, daß ſie ſich nicht veranlaßt ſehe, in eine Amtshandlung nach 
$ 121 der Gem.⸗Ord. für P. .. einzugehen, „weil der Gegenſtand 
der Beſchlußfaſſung zu denjenigen Angelegenheiten gehört, worüber 
kraft der §§ 78, 81 und 101 Gem.⸗Ord. die Gemeindevertretung 
ſelbſtſtändig zu beſchließen befugt iſt, ſomit eine Ueberſchreitung ihres 
Wirkungskreiſes nicht vorliegt, aber auch in meritoriſcher Beziehung 
der Beſchluß, inſoweit durch denſelben aus polizeilichen Rückſichten 
eine dem öffentlichen Verkehre bisher offen geſtandene und vom Publicum 
benützte Communication für dasſelbe auch fernerhin aufrecht er⸗ 
halten und nebenher ſich diesfalls auf die Thatſache des länger 
als 30 jährigen Beſitzes dieſes Durchgangsrechtes berufen wird, an 
und für ſich nichts Geſetzwidriges enthält.“ | 

Gegen dieſe Entſcheidung ergriff die Geſellſchaft den Miniftertal- 
recurs, worin beſtritten wurde, daß es ſich um eine localpolizeiliche 
Angelegenheit handle; die Sache gehöre auf den Rechtsweg. Daß das 
Haus Nr. 211 ein Durchhaus ſei, muͤſſe vorerſt bewieſen werden; 
die Geſellſchaft jet Eigenthümerin, und wenn nun die Gemeinde eine 
Servitut darauf zu haben vermeint, ſo habe ſie ihre Anſprüche vor 
dem competenten Gerichte geltend zu machen. 

Das Miniſterium des Innern hat jedoch unterm 24. Juli 
1875, 3. 10.998 dieſer Berufung keine Folge gegeben. 


O. 


Uerordnungen. 


Verordnung des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 8. Juli 1875, 3. 8427, 
womit die Verechtigung der Volksſchullehrer zum Tragen der Staatsbeamten— 
Uniform außer Wirkſamkeit geſetzt wird. 


Auf Grund der mir mit Allerhochſter Entſchließung vom 3. Juni l. J. 
ertheilten Ermächtigung finde ich die durch § 62 und 63 der politiſchen Schulver⸗ 
faſſung den Lehrern an öffentlichen Volksſchulen eingeräumte Berechtigung zum 
Tragen der Staatsbeamten-Untform außer Wirkſamkeit zu ſetzen. 
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vorhanden iſt. 


Erlaß des Miniſteriums für Cultus und Unterricht vom 15. Juli 1875, 3. 9272, 

womit anläßlich der von einem Statthalter geſtellten Anfrage Weiſungen hin— 

fichtlich der Commiſſionskoſten erlaſſen wurden, welche bei Durchführung des 
§ 21 des Geſetzes vom 7. Mai 18749, R. G. Bl. Nr. 50 entſtehen. 


In Erledigung des Berichtes, mit welchem Weiſungen in Betreff der Be- 
deckung jener Koſten erbeten wurden, die durch Vornahme von Excindirungs⸗Ver⸗ 
handlungen außer dem Amtsorte erwachſen, bemerke ich zunächſt, daß ich die 
Commiſſionirung am Sitze der betheiligten Pfarre wohl nur als eine ganz aude 
nahmsweiſe eintretende Nothwendigkeit anzuerkennen vermag, da ſich die zur 
Vornahme der Verhandlung nothwendigen, in den Pfarrarchiven befindlichen Be- 
helfe ohne beſondere Mühe, ſei es im Originale oder in pfarrämtlich beglaubig- 
ten Abſchriften, zum Amte ſchaffen laſſen und Einvernehmungen von Auskunfts⸗ 
perſonen und andere Erhebungen gleichfalls beim Amte oder gelegentlich der 
periodiſchen Amtstage gepflogen werden können. 

Sollte ſich aber dennoch bei ganz ſingulären Verhältniſſen die Nothwen⸗ 
digkeit einer Commiſſlonirung ergeben, jo find die bezüglichen Koſten auf den 
Religionsfond zu übernehmen. 


Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 30. Juli 1875, 3, 11.944, an 

die Statthalter in Böhmen, Steiermark, Tirol und Galizien und an den Lan- 

deschef der Bukowina, daun an die akademiſchen Senate in Prag, Graz, Innsbruck, 
Krakau und Lemberg. 


Im Sinne des Geſetzes vom 27. April 1873, 3. 68 R. G. ), betreffend 
die Organiſation der Univerſitäts behörden und nach der ausdrücklichen Beſtim⸗ 


„) Verordnungsblatt vom Jahre 1874, Nr. 22, Seite 65. | 
*) Verordnungsblatt vom Jahre 1873, Nr. 54, Seite 231. 


mung des Miniſterial⸗Erlaſſes vom 24. November 1849, 3. 8605, unterſtehen 
die Univerſitäten in Studienſachen, d. i. in Angelegenheiten dis akademischen 
Unterrichtes, unmittelbar dem Unterrichtsminiſterium. 

Ich finde nunmehr die Beſtimmung des citirten Miniſterial⸗Erlaſſes vom 
24. November 1849, wornach die Wiener Univerfität in den erwähnten Ange 
legenheiten ihre Eingaben unmittelbar an das Miniſterium zu überreichen hat 
auch auf die übrigen Univerſitäten auszudehnen. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 2. Auguſt 1875, 3. 10.026, an ſammtliche 

Landesſtellen, betreffend ein Verfahren zur Erkennung der im Handel vorkommenden 

Kleiderſtoffe, bei welchen zur Vefeſtigung der Farben Arſenverbindungen ange— 
wendet werden. 


Im Nachhange zum h. o. Erlaſſe vom 16. Februar 1875, 3. 18.234 
ex 1874 *), betreffend die im Handel vorkommenden, im Auslande wie auch im 
Inlande erzeugten Kleiderſtoffe, bei welchen zur Befeſtigung der übrigens unſchäd— 
lichen Farben ſtatt der theueren Eiweißſtoffe wohlfeilere Arſen verbindungen unge 
wendet werden, die an den Stoffen in großen Mengen haften bleiben und 
wegen ihrer leichten, beſonders beim Tragen und Reiben dieſer Kleiderſtoffe 
ſtattfindenden Ablösbarkeit letztere im hohen Grade geſundheitsſchädlich machen, 
findet das Miniſterium des Innern bekannt zu geben, daß die gedachten 
Kleiderſtoffe nicht nur grün, ſondern auch in verſchiedenen Nuancen von 
Gelb, Braun, Roth und Blau gefärbt vorkommen, ferner daß ein ſehr 
einfaches Verfahren erkenzen läßt, ob auf und in dieſen Stoffen Arſen 
Dieſes Verfahren beſteht darin, daß ein Muſter von dem 
betreffenden Kleiderſtoffe in einem Glasgefäße mit Waſſer, welchem ein Drittheil 
Salzſäure zugeſetzt iſt, etwa eine Stunde lang liegen gelaſſen und das dann abfil⸗ 
trirte ſaure Waſſer mittelſt des Marfh'ſchen Apparates auf Arſen geprüft wird. 
Ein ſolcher Apparat, welcher übrigens mit ſehr geringen Koſten angeſchafft werden 


kann, ſteht nach den dermaligen Einrichtungen des Unterrichtes in jeder Realſchule 


zu Gebote und kann jeder Zollwächter (in ein Paar Stunden) in der erwähnten 
Arſenprobe mit obigem Apparate eingeübt werden. 


) Mitgetheilt in Nr. 16 dieſes Jahrg. der Zeitſchrift. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem k. k. Bezirkshauptmanne Joſeph Broſch den 
Titel und Charakter eines Statthaltereirathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Miniſterium des Innern 
Dr. Moriz Ritter v. Schmerfing das Ritterkreuz des Leopoldordens tarfrei 
verliehen. 

Seine Majeftät haben dem ehemaligen Gerenten des k. und k. General 
conſulates in Moskau L. G. Plancher den Orden der eifernen Krone III. Claſſe 
taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem im Braila domiciltrenden Kaufmaun Johann 
Bapt. Sörem aus Trieſt das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗ Ordens ver⸗ 
liehen. 

Seine Majeſtät haben dem penfionirten Finanz⸗Bezirkscommiſſär J. Claſſe 
Ferdinand Geißler tarfrer den Titel und Charakter eines Finanzrathes 
verliehen. En . 

Seine Majeftät haben dem Poltzeiobercommiſſar Joſeph Wlatnigg in 
Klagenfurt tarfrei den Titel und Charakter eines Polizeirathes verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Concipiſten der Prager Polizeidirection 
Joſeph Blumer zum Commiſſär bet dieſer Poltzeidirection ernannt. 

Der Handelsminiſter hat die Kanzleiofftetale Joſeph Neugebauer, 
Moriz Fehlma ier und Wilhelm Staub zu Hilfsämter⸗Directions⸗Adjuncten 
im Handelsminiſterium ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzprocuraturs⸗Coucipienten Dr. Moriz 
Rubinſtein zum Miniſterialconcipiſten im Finanzminiſterium ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Rechnungsrevidenten im Finanzminiſterium 


| Friedrich Böhm zum Miniſterialconcipiſten daſelbſt ernannt. 


Der Ackerbauminiſter hat den k. k. Oberförſter Emil Holokiewicz und 
den k. k. Schätzungdcommiſſär Otto Loebl zu Forſteommiſſären für Galizien 
ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den k. k. Forſter Martin Franz und den erzh. 
Albrecht'ſchen Forſtbeamten Heinrich Paweſch zu Forſteommiſſären für Steiermark 
ernannt 


Erledigungen. 


Forſtaſſiftentenſtelle und zwar eine bei der Forſtverwaltung zu Joachims⸗ 
thal, die andere bei jener von Platten in Böhmen in der eilften Rangsclaſſe mit 
600 fl. Jahresgehalt und Activitätszulage, bis Ende Auguſt. (Amtsbl. Nr. 184.) 

Arztesſtelle im k. k. Taubſtummeninſtitut in Wien mit 300 fl. Jahresremu⸗ 
neration, bis 9. September. (Amtsbl. Nr. 184.) 

Secretärsſtelle bei der Wiener Finanzprocuratur in der achten Rangsclaſſe, 


bis 10. September. (Amtsbl. Nr. 177). 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


